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Geſetz⸗-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 22. 


(No. 894.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 13ten Oktober 1824. betreffend den durch 
5 ein Erkenntniß ausgeſprochenen Verluſt des National-⸗Militairabzeichens 
und deſſen Wirkung im buͤrgerlichen Verhaͤltniß. 


Je finde es in dem Sinne der Militairgeſetze völlig begründet, daß ein Soldat 
nicht ohne den Beſitz des National-Militairabzeichens in der Iſten Klaſſe des 
Soldatenſtandes verbleiben und eben fo wenig ein, in der 2ten Klaſſe befindlicher 
Soldat das National-Militairabzeichen beſitzen oder wenn er in das buͤrgerliche 
Verhaͤltniß zuruͤcktritt, die Nationalkokarde tragen kann. Zur Beſeitigung der 
deshalb vorgekommenen Zweifel und zur Ergaͤnzung der Vorſchriften uͤber den 
Verluſt des National-Militairabzeichens (Landwehrkreuzes) und die Verſetzung 
in die 2te Klaſſe, beſtimme Ich daher auf Ihren Bericht vom I5ten Februar o.: 

1) Mit der Verſetzung in die 2te Klaſſe des Soldatenſtandes iſt allemal der 
Verluſt des National⸗Militairabzeichens (bei der Landwehr des Landwehr⸗ 
kreuzes) und eben ſo mit dem Verluſt des National-Militairabzeichens 
(Landwehrkreuzes) die Verſetzung in die 2te Klaſſe des Soldatenſtandes 
verbunden; von den Militairgerichten alſo ausdruͤcklich darauf zu erkennen. 

2) Wer durch Erkenntniß der Militairgerichte des National⸗Militairabzeichens 
(Landwehrkreuzes) verluftig erklärt worden und vor feinem Ruͤcktritt in das 
bürgerliche Verhaͤltniß nicht wieder zu dem Beſitz dieſes Abzeichens gelangt 
iſt, darf im Zivilverhaͤltniß auch die Nationalkokarde nicht tragen. 

J Die Zivilgerichte haben in Anſehung der beurlaubten Landwehrmaͤnner und 
anderer, dem Zivilgerichtsſtande unterworfener Militairperſonen, die Be⸗ 
ſtimmung ad I. zu befolgen, zugleich aber auf den Verluſt der National⸗ 
kokarde in den Fällen ausdruͤcklich zu erkennen, wo der Verluſt des National- 
Militairabzeichens nach der Beſtimmung ad I. eintritt, oder wo der Verluſt 
der Kokarde in den daruͤber gegebenen Verordnungen vorgeſchrieben iſt. 

4) Mit der Wiederverleihung der militairiſchen Abzeichen an eine Militair⸗ 
perſon iſt zugleich die Verſetzung in die 2te Klaſſe und der Verluſt des 
Rechts, im Zivilſtande die Nationalkokarde zu tragen, fuͤr aufgehoben zu 
erachten; eben ſo iſt mit der Wiederverleihung der Nationalkokarde an 

Jahrgang 1824. Kk eine 


(Ausgegeben zu Berlin den Iten Dezember 1824.) 


— 214 — 


eine Zivilperſon, welche im Militairſtande die militairiſchen Abzeichen 
verlohren hat, deren Verluſt fo wie die Verſetzung in die 2te Klaſſe, 
fuͤr aufgehoben anzuſehen. a ö 

5) Da hiernach die Verſetzung in die 2te Klaſſe des Soldatenſtandes im⸗ 
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ſcheinen derjenigen, welche 
das National⸗Militairabzeichen (Landwehrkreuz) verloren und bis zur Ent⸗ 
laſſung nicht wieder erhalten haben, dieſen Verluſt ausdruͤcklich zu bemerken. 
Zugleich beſtimme Ich, daß das unbefugte Tragen der Nationalkokarde, des 
National⸗Militairabzeichens, oder des Landwehrkreuzes eben ſo beſtraft 
werden ſoll, wie das unbefugte Tragen von Orden und Ehrenzeichen. 

Ich trage Ihnen auf, dieſe Beſtimmungen zur Allgemeinen Kenntniß zu 
bringen. | 


— 


7 


Potsdam, den 13ten Oktober 1824. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter v. Kircheiſen und v. Hake 


(Jo. 895.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 18ten Oktober 1824,, über die, den im Zioil⸗ 8 
dienſt angeſtellten Landwehr-Offizieren obliegende, Verpflichtung, bei ihrer 
Verheirathung entweder der Zivil- oder Militair⸗Wittwenkaſſe beizutreten. 


Di Berechtigung, welche den Landwehr-Offizieren durch die Kabinetsorder 


vom 7ten Auguſt 18 13. ertheilt iſt, bei der Verheirathung, der Offizier⸗Wittwen⸗ 
kaſſe beizutreten, kann zwar die, nachher ausgeſprochene Verpflichtung der Zivil⸗ 
beamten zum Beitritt bei der Allgemeinen Wittwenkaſſe, in Anſehung der, im 
Zivildienſt angeſtellten Landwehr-Offiziere nicht aufheben, oder dahin beſchraͤnken, 
daß die Letzteren ſich dadurch von aller Verpflichtung zum Beitritt bei einer der 
beiden 
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schen Wilwenkaſſn fuͤr entbunden erachten duͤrfen; um indeß die, den Land⸗ 
wehr⸗Offizieren in der Kabinetsorder vom 7ten Auguſt 1813. ertheilte Beguͤnſti⸗ 
gung aufrecht zu erhalten, will Ich auf Ihren Bericht vom Igten Mai c. nach⸗ 

geben, daß den, im Zivildienſt angeftellten Landwehr Offizieren freigeſtellt ſeyn 
ſoll, welcher von beiden Wittwenkaſſen ſie beitreten wollen. Ich uͤberlaſſe 
Ihnen, danach das Erforderliche anzuordnen. Was den, von Ihnen, dem 
Miniſter des Innern hierbei gemachten Antrag betrifft, die Zivil⸗Wittwenkaſſe 
durch Anerkennung des Penſionsrechts der, durch den Krieg entſtehenden Wittwen 


von Landwehr⸗Offizieren, Unteroffizieren und Gemeinen, an den Staat vor 


möglichen Nachtheilen aus deren Aufnahme ſicher zu ſtellen; fo ift dieſer Gegen⸗ 
ſtand bei dem neuen Penfionsreglement näher zu erörfern und zu Meiner Ent- 
Ihebung, zu bringen. N 


Berlin, den ao Oktober 1824. 
Friedrich Wilhelm. 
An 


die Stagtsminiſter v. Schuckm ann und v. H ake. 5 


eh, 
N 


(No. 896.) Alerhöchſte Kabinetsorder vom sten N 1824., wegen Ernennung des 
Landtags-Marſchall, Miniſter Grafen von Alvensleben und reſp. 
Geheimen Staatsraths Niebuhr zu Mitgliedern des Staatsraths. 


: Din Landtags⸗Marſchall, Miniſter Grafen von Alvensleben und den 
Geheimen Staatsrath Niebuhr, habe Ich zu Mitgliedern des Staatsraths er⸗ 


nannt, und mache Demſelben ſolches mit dem Auftrage bekannt, deren Ein⸗ 


fuͤhrung bei Eröffnung der naͤchſten Sitzungen zu bewirken. 
N Berlin, den 5ten November 1824. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsrath. 


(No. 897.) 
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(No. 897.) Bekanntmachung des Geheimen Staatsminiſterii, über den Betrag der von den 


Zivilbeamten für ihre Frauen zu verſichernden Wittwenpenſion. Vom 
12ten November 1824. 


D. Königs Majeſtaͤt haben, durch eine unterm 3 Iſten Auguſt d. J. an das 

Staats miniſterium erlaſſene Allerhoͤchſte Kabinetsorder, die in der früheren Aller⸗ 

hoͤchſten Kabinetsorder vom L7fen Juli 1816. (Geſetzſammlung No. 376.) ausge⸗ 

ſprochene allgemeine Verpflichtung der Zivilbeamten, fuͤr ihre Frauen bei der 

Wittwenkaſſe eine Penſion verſichern zu laſſen, dahin naͤher zu beſtimmen geruhet, 
daß fuͤr die Zukunft dieſe Verſicherung mindeſtens nach % des Beſoldungsbetra⸗ 

ges geſchehe, alſo bei 500 Rthlr. Einkommen mit 100 Rthlr., bei 2500 Rthlr. 

und daruͤber mit 500 Rthlr. 


Dieſe Allerhoͤchſte Beſtimmung wird den Behörden und Beamten zur 
Nachachtung bekannt gemacht. ER 


Berlin, den I2ten November 1824. 


Geheimes Staats-Miniſterium. 


Frh. v. Altenſtein. v. Kircheiſen. Graf v. Buͤlow. v. Schuckmann. 
Graf v. Lottum. v. Klewiz. v. Hake. 


